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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 13 R 553/08 B 
 
L 6 R 302/08 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 3 R 185/06 (SG Trier) 
 
 
 
………………………………………. , 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………….,  
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Rheinland-Pfalz, 
Eichendorffstraße 4-6, 67346 Speyer, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 21. Januar 2009 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  S t e i n w e d e l   sowie die Richter   Dr.  F i c h t e 

und   K a l t e n s t e i n 

beschlossen: 
 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss des 

Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 10. November 2008 wird als unzulässig  

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen  

Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Beschluss vom 10.11.2008 hat das Landessozialgericht Rheinland-Pfalz (LSG) einen An-

spruch des Klägers auf Gewährung von Rente wegen Erwerbsminderung bis zum 29.2.2008 

verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Beschluss hat der Kläger beim 

Bundessozialgericht (BSG) Beschwerde eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche 

Bedeutung der Rechtssache. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Seine Begründung vom 

12.12.2008 genügt den gesetzlichen Anforderungen nicht, weil der allein vorgebrachte 

Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) nicht hinreichend 

dargetan worden ist (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Grundsätzlich bedeutsam iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG ist eine Rechtssache nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig 

ist. Der Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berück-

sichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung aufzeigen, welche Rechtsfragen sich 

stellen, dass diese Rechtsfragen noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser 

Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist 

und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine derartige Klärung erwarten lässt (vgl BSG 

SozR 1500 § 160 Nr 17 und § 160a Nr 7, 11, 13, 31, 39, 59, 65). 

 

Der Kläger bezeichnet die Frage als grundsätzlich bedeutsam, 

"unter welchen Voraussetzungen ein Versicherter Berufsschutz als Facharbeiter der von 

ihm tatsächlich ausgeübten und vergüteten, aber nicht in einer dreijährigen Ausbildung 

erlernten Tätigkeit genießt". 

 

Der Senat lässt dahinstehen, ob der Kläger damit eine grundsätzlich bedeutsame Rechtsfrage 

aufgeworfen hat. Jedenfalls hat er nicht aufgezeigt, dass diese Frage in der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung noch nicht geklärt ist. Vielmehr trägt er selbst vor, er habe in seiner letzten 

versicherungspflichtigen Beschäftigung Schreinertätigkeiten in der Qualität und im Umfang 

eines gelernten Schreiners verrichtet und sei auch entsprechend vergütet worden. Nach der 

Rechtsprechung des BSG sei "demzufolge von dem Berufsschutz als Facharbeiter 

auszugehen". Damit geht er selbst davon aus, dass die aufgeworfene Frage abstrakt nicht 

(mehr) klärungsbedürftig ist, das LSG in seinem Fall das Recht vielmehr - vermeintlich - 

fehlerhaft angewandt habe. Der Vorwurf unzutreffender Rechtsanwendung eröffnet jedoch die 

Revisionsinstanz nicht (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). 
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Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen 

Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 SGG iVm § 169 Satz 3 SGG durch 

Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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